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Satzung 

über die 1. Änderung des Bebauungsplans „Sport- und Funpark“ und die  

örtlichen Bauvorschriften hierzu 

Nach § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 

I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 12.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) hat der 

Gemeinderat der Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen die 1. Änderung des Bebauungsplans in öffentlicher 

Sitzung am ___.___._____ als Satzung beschlossen.  

 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften 

ergibt sich aus deren zeichnerischen Teil vom 04.09.2023  

§ 2 

Bestandteile der Satzung  

Die 1. Änderung des Bebauungsplans und die Örtlichen Bauvorschriften bestehen jeweils aus:  

1) Zeichnerischem Teil vom 04.09.2023 

2) Textlichem Teil vom 04.09.2023  

Beigefügt ist jeweils:  

1) die Begründung vom 04.09.2023 mit 

2) Umweltkurzbetrachtung / Artenschutzrechtliche Relevanzbegehung vom 10.11.2022  

ohne deren Bestandteil zu sein. 

Die bisherigen textlichen und zeichnerischen Inhalte des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „Sport- 

und Funpark“ (20.02.2015) werden durch die nunmehr anderslautenden Inhalte dieser 1. Änderung des 

Bebauungsplans „Sport- und Funpark“ vollständig ersetzt. Die zu ändernden Inhalte des zeichnerischen 

Teils befinden sich auf einer vom rechtsverbindlichen Bebauungsplan abgekoppelten Planzeichnung 

mit neuer Katastergrundlage. 

§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

Eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 75 LBO liegt vor, wenn ein vorsätzliches oder fahrlässiges 

Zuwiderhandeln gegenüber den auf Grund von § 74 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften erfolgt. 

§ 4 

Inkrafttreten  

Diese Änderung des Bebauungsplans sowie die örtlichen Bauvorschriften treten mit ihrer ortsüblichen 

Bekanntmachung in Kraft (§ 10 (3) BauGB).  

 

 

___________________________________ 

(Uhldingen-Mühlhofen, Datum) 

§ 5 

Ausfertigungen  

Hiermit wird bestätigt, dass die 1. Änderung des Bebauungsplans „Sport- und Funpark“ und die örtlichen 

Bauvorschiften hierzu in der Fassung vom ___.___._____ dem Satzungsbeschluss des Gemeinderates 

vom ___.___._____ zugrunde lagen und dem Satzungsbeschluss entsprechen.  

 

 

___________________________________ 

Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen 

Bürgermeister Dominik Männle 
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Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.07.2023 (BGBl.2023 I Nr. 184) 

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I S. 3786) 

• Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl.S. 170) 

• § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 

S. 581, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 229, 231)  

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240) 

• Naturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG BW) vom 23.06.2015 (Gbl. S. 585), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 07.02.2023 (GBl. S. 26, 44) 

 

 

 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung zur 1. Änderung des Bebauungsplans „Sport- 

und Funpark“ ist der Zeichnerische Teil vom __.__.____ maßgeblich.  

 

  

1.2 Art der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr. 5 BauGB 

1.2.1 Fläche für den Gemeinbedarf mit der  

 Zweckbestimmung Rettungswache 
 

Für die Bebauung vorgesehene Flächen und deren Art der baulichen Nutzung. Die Fläche für 

den Gemeinbedarf dient der Unterbringung einer Rettungswache sowie der Unterbringung von 

einer Rettungswache dienenden Anlagen und Einrichtungen. 

• Zulässig ist eine Rettungswache mit insbesondere folgenden Einrichtungen:  

- Garagen für Rettungsdienstfahrzeuge  

- Desinfektionsräume 

- Dekontaminationsräume 

- Materialräume 

- Personalräume mit Sanitäranlagen (insbesondere für Aufenthalt, Umkleide, Ausbil-

dung, Ruhe) 

- Verwaltungsräume 

- Maximal drei Wohnungen für Leitungs- und Bereitschaftspersonen, die der Rettungs-

wache zugeordnet und ihr gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 

sind 

- Sonstige, einer Rettungswache dienende und ihr gegenüber in Grundfläche und Bau-

masse untergeordnete Anlagen und Einrichtungen 
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1.3 Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. 

§§ 16-21 BauNVO 

1.3.1 Grundflächenzahl  § 19 BauNVO 

• Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist der Nutzungsschablone im zeichneri-

schen Teil zu entnehmen.  

• Die zulässige Grundfläche darf mit Garagen, Stellplätzen, Zufahrten, anderen befestigten 

Flächen, Nebenanlagen und unterirdischen baulichen Anlagen und Bauteilen bis zu 50%, 

höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 überschritten werden.  (§ 19 Abs. 

4 BauNVO) 

 

1.3.2 Zahl der zulässigen Vollgeschosse  § 20 BauNVO 

• Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse ist in den Nutzungsschablonen im zeichne-

rischen Teil festgesetzt. 

 

1.3.3 Höhe baulicher Anlagen § 18 BauNVO 

• Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist in der Nutzungsschablone im Lageplan festge-

setzt. Die Gebäudehöhe wird bei Hauptgebäuden mit Flachdach definiert über die Ober-

kante der Attika. 

• Photovoltaikanlagen dürfen die zulässige Gebäudehöhe um bis zu 1,5 m überschreiten. 

Andere technisch bedingte Aufbauten dürfen die festgesetzten Gebäudehöhen nur auf 

max. 10 % der Dachfläche und nur um bis zu 1,5 m überschreiten. 

1.3.4 Bauweise § 22 BauNVO 

• Die Bauweise ist entsprechend dem zeichnerischen Teil festgesetzt. 

 

 

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB 

i.V.m. §§ 23 BauNVO 

• Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen be-

stimmt.  

 

 

1.5 Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen in 

den privaten Grundstücken 

§ 14 (1) Nr. 1 BauNVO 

u. §9 (1) Nr. 4 BauGB 

i.V.m. §12 BauNVO 

• Die gemäß §14 BauNVO zulässigen Nebenanlagen, Garagen (ebenso Tiefgaragen und 

Carports) sowie nicht überdachte Stellplätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB sind ausschließ-

lich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

1.6 Verkehrsflächen  § 9 (1) Nr. 11 BauGB 

• Die Verkehrsflächen sind entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen Teil festge-

setzt.  
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1.7 Behandlung von Niederschlagswasser § 9 (1) Nr.14 und 16 BauGB 

• Das anfallende unbelastete Dach- und Hofwasser ist auf dem Grundstück zu verwenden 

bzw. in Sickermulden abzuleiten und dort über eine mindestens 30 cm starke belebte Bo-

denschicht zu versickern. Der Notüberlauf ist an den öffentlichen Kanal anzuschließen. Die 

Mulden sind flach und naturnah zu gestalten und zu pflegen, sodass keine Sicherung- bzw. 

Einfriedungsmaßnahmen erforderlich werden.  

 

1.8 Verwendung wasserdurchlässiger Beläge § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

• Wege und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen (z.B. in Splitt 

verlegte Pflasterungen mit Fuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, Kiesflächen, 

Schotterrasen, etc.). 

 

1.9 Ausschluss unbeschichteter Bleche § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

• Dachdeckungen aus Kupfer-, Zink-, Titanzink- oder Bleiblechen sind unzulässig, sofern 

diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschichtung) 

dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgestimmt werden. 

 

 

1.10 Verwendung einer insektenschonenden fleder-

mausfreundlichen Außenbeleuchtung 

§ 9 (1) Nr. 20 BauGB 

• Für die Außenbeleuchtung sind vollständig insektendicht eingekofferte (staubdichte) 

Leuchtmittel in nach unten strahlenden Gehäusen mit einer maximalen Lichtpunkthöhe von 

4,50 m zu verwenden. Die Beleuchtung ist so zu konzentrieren, dass möglichst wenig 

Streulicht erzeugt wird. Es sind Leuchtmittel mit geringem Anteil an blauem und ultravio-

lettem Licht (z.B. warmweiße LED-Leuchten oder andere nach dem Stand der Technik 

vergleichbar insektenverträgliche Leuchtmittel) zu wählen. Die Beleuchtungsdauer ist 

durch geeignete Maßnahmen (Schalter, Zeitschaltuhren, Bewegungsmelder etc.) auf die 

tatsächliche Nutzungszeit zu begrenzen.  

 

1.11 Photovoltaikanlagen 
 

• Reflektionsgrad von Photovoltaikanlagen:                                      §9 (1) Nr. 20 BauGB 

Es sind ausschließlich reflexionsarme Photovoltaik-Elemente mit max. 6 % Reflexion po-

larisierten Lichts zu verwenden. Hierfür sind sie durch nichtpolarisierende Zellränder oder 

weiße Gitter zu ergänzen. 

 

1.12 Extensive Dachbegrünung 
§9 (1) Nr. 25a BauGB 

• Flachdächer sowie Pultdächer bis zu einer Dachneigung von 10° sind als extensiv begrünte 

Flächen mit einer Substratschicht von mind. 12 cm auszubilden, so dass dauerhaft eine 

geschlossene Vegetationsfläche gewährleistet ist (Sedum-Gras-Kraut-Vegetation). 

 

 

1.13 Pflanzgebot von Bäumen 
§9 (1) Nr. 25a BauGB 

• Im Bereich der im Lageplan festgesetzten Pflanzgebote sind standortgerechte heimische 

Laubbäume zu pflanzen (Artenliste siehe Anhang zur Begründung). Die Gehölze sind dau-

erhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Pflanzstandorte sind variabel 

und können vom Planeintrag bis zu 10 m abweichen, wenn die Anzahl der Bäume inner-

halb des Änderungsbereiches unverändert bleibt.  
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2. Hinweise 

2.1 Belange des Denkmalschutzes / Bodendenkmale 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte archäologische Funde entdeckt werden. 

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brand-

schichten) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), 

ist das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart zu benachrichtigen. 

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige in un-

verändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landes-

denkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Die Möglichkeit zu sachgerech-

ter Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen Auf die Ahndung von Ordnungswidrig-

keiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 

 

2.2 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 

(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV, DIN 

19731, DIN 18915) wird hingewiesen. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen 

und anderen Veränderungen der Erdoberfläche ist auf einen sparsamen und schonenden Um-

gang mit dem Boden zu achten und jegliche Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu 

beschränken. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. Der Bo-

denaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung auf den Baugrundstü-

cken selbst wieder einzubauen. Überschüssiger Bodenaushub ist zu vermeiden. 

Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, 

bei verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahmen, sowie bei einer verfahrenspflichtigen Baumaß-

nahme, die einen Teilabbruch umfasst, ist der Baurechtsbehörde im Rahmen des Verfahrens 

ein Abfallverwertungskonzept nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) 

vorzulegen und durch die untere Abfallrechtsbehörde zu prüfen. Im Baugenehmigungsverfah-

ren wird die Zustimmung zur Baufreigabe von der Aufstellung und Vorlage eines detaillierten 

und nachvollziehbaren Wiederverwendungs- und Entsorgungskonzeptes für den gesamten 

anfallenden Erdaushub abhängig gemacht. 

 

2.3 Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Holozänen Auensedimenten un-

bekannter Mächtigkeit. Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten 

des Untergrundes ist zu rechnen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.  

Nach geologischer Karte liegt das Plangebiet im Verbreitungsbereich von jungeiszeitlichen 

Sanden und Kiesen sowie ggf. Beckentonen mit nicht im Detail bekannten Mächtigkeiten. Un-

ter ggf. weiteren quartären Ablagerungen stehen Molassegesteine des Tertiärs an. Die jun-

geiszeitlichen Sande und Kiese stellen einen gut belastbaren, die Beckentone dagegen einen 

sehr stark setzungsfähigen Baugrund dar.  

Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum 

genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl des Gründungshorizontes, zu 

Grundwasserverhältnissen, zur Standsicherheit von Böschungen und Baugruben etc.) werden 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 bzw. DIN EN 1997 durch ein pri-

vates Ingenieurbüro empfohlen. 
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2.4 Überflutungsbereich HQextrem 

Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb des Überflutungsbe-
reichs eines extremen Hochwasserereignisses (HQextrem, 
siehe zeichnerischer Teil). Durch Geländeveränderungen, 
z.B. im Rahmen der Erschließungsarbeiten, können sich die 
Überflutungsflächen ändern. Bauliche Anlagen sind in einer 
dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu er-
richten; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch 
die Lage des betroffenen Grundstücks und die Höhe des 
möglichen Schadens angemessen berücksichtigt werden. 
 
Im Internet sind unter www.hochwasserbw.de Kompaktinfor-
mationen (unter dem Reiter „Unser Service – Publikationen“) 
zur Hochwasservorsorge, hochwasserangepasstem Bauen 
und weiteren Hochwasserthemen, sowie der Leitfaden 
„Hochwasser-Risiko-bewusst planen und bauen“ erhältlich. 
Die Ergebnisse der HWGK können bei der Landesanstalt für Umwelt als Download unter der 
E-Mail Hochwasserrisikomanagement@lubw.bwl.de angefragt werden. 
 

2.5 Wasserwirtschaft / Grundwasserschutz 

Sollte im Zuge der Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden (wassergesättigter Be-

reich), so ist dieser Aufschluss nach § 49 Abs. 2 und 3 Wasserhaushaltsgesetz für Baden-

Württemberg (WHG) in Verbindung mit § 43 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-Württemberg 

(WG) unverzüglich beim Landratsamt Bodenseekreis - Amt für Wasser- und Bodenschutz - 

anzuzeigen. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Wasserhaltung während der Bauzeit 

(Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in den Grundwasserbereich (z.B. 

Fundamente, Kellergeschoss, Leitungen...) einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf, die bei 

der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist. „Unterhalb des höchsten Grundwasserspie-

gels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwassers mit dauernder Ableitung 

/ Absenkung des Grundwassers im Sinne des § 9 WHG nicht zulässig. Bauwerksteile im 

Grundwasser- und Grundwasserschwankungsbereich sind druckwasserdicht nach DIN 18 

195, Teil 6, Abschnitt 8 oder als weiße Wanne auszuführen. Kanal- und Leitungsgräben un-

terhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass über die Gräben 

kein Grundwasser abgeführt wird. 

 

2.6 Freiflächen 

Jedem Baugesuch ist ein qualifizierter Freiflächen-Gestaltungsplan beizufügen, in 

dem die Einhaltung der grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes 

nachzuweisen ist. 

 

2.7 Erdaushub / Bodenschutz 

Bodenaushub ist durch planerische und gestalterische Maßnahmen (Reduzierung der Einbin-

detiefen, Erdmassenausgleich) möglichst zu vermeiden. Zu Beginn der Baumaßnahmen ist 

der humose Oberboden abzuschieben und bis zur Wiederverwertung in Mieten zu lagern. Zum 

Abschluss der Bauarbeiten ist der Mutterboden in einer Mächtigkeit bis ca. 30 cm nach erfolg-

ter Untergrundlockerung im Bereich von Freiflächen wieder aufzutragen. Vorgehen nach DIN 

19731. Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Boden-

belastungen (z.B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Baustoffe, Bau-

abfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit Bo-

denmaterial auszuschließen sind. 

 

 

http://www.hochwasserbw.de/
mailto:Hochwasserrisikomanagement@lubw.bwl.de
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3. Örtliche Bauvorschriften 

Rechtsgrundlage 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. 

S. 357), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.06.2023 (GBl. S. 170) 

 

Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung zu den Örtlichen Bauvorschriften zur 1. Än-

derung des Bebauungsplans „Sport- und Funpark“ ist der Zeichnerische Teil vom __.__.____ 

maßgeblich.  

 

 

3.1  Dachgestaltung § 74 (1) Nr. 1 LBO 

 Dachform und Dachneigung 

• Die zulässigen Dachformen sind in den Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil fest-

gesetzt. 

• Als Flachdächer gelten Dächer mit einer Neigung von bis zu 3°. 

• Die Dachneigung ist jeweils gegenüber der Horizontalen zu messen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zusammen mit dem Bebauungsplan erlässt die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen für das  

Plangebiet Örtliche Bauvorschriften als gesonderte Satzung nach § 74 LBO. 

Örtliche Bauvorschriften / aufgestellt:    Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen, den 

 

 

 

 

 

 

 

................................................................................................................................................................. 

KIENZLE  VÖGELE  BLASBERG GmbH  Dominik Männle, Bürgermeister
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4. Begründung 

4.1 Vorbemerkung / Anlass, Ziel und Zweck der Planung  

Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen plant die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Sport- und 

Funpark“. Der südliche Teil des Grundstücks Fl.-Nr. 307, eine Gemeinschaftsgartenfläche west-

lich des Fußballfeldes, soll mit einer Rettungswache überplant werden. Der betroffene Grund-

stücksteil ist im rechtsverbindlichen Bebauungsplan als Parkplatz festgesetzt; diese Nutzung 

wurde bislang nicht umgesetzt. 

Anlass für die Bebauungsplan-Änderung sind die Pläne der Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. die bis-

lang an der Zufahrt zwischen den beiden Sportplätzen bestehende provisorische bzw. temporäre 

Rettungswache durch einen Neubau zu ersetzen. Der Hauptstandort der Johanniter-Unfall-Hilfe, 

welche als Rettungsdienst die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen, die Stadt Meersburg sowie den 

östlichen Teil der Stadt Überlingen versorgt, befindet sich in Ravensburg. Seit 2017 parkte ein 

Rettungsfahrzeug temporär beim Uhldinger Feuerwehrhaus, doch der Bau einer eigenen Ret-

tungswache ist zur Erbringung der Rettungsdienst-Leistungen zwingend erforderlich. 

Der nun ausgewählte Standort bei den Kleingärten befindet sich in unmittelbarer Nähe zu der 

Fläche, wo die Johanniter zwischen Zufahrtsweg und Sportplatz seit Oktober 2020 Fahrzeuge 

und Container stationiert haben. Der Standort hat den Vorteil, dass von hier aus die B 31 als 

wichtige Verkehrsverbindung über den unweit nördlich liegenden Kreisverkehr in sehr kurzer Zeit 

erreicht werden kann, so dass die Region schnellstmöglich versorgt werden kann, ohne dass 

lärmschutzbezogene Konflikte mit bestehenden Nutzungen zu erwarten wären. 

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB geändert.  

 

 

 

 

Abbildung 1: Lageplan mit Geltungsbereich, o. M. 
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4.2 Plangebiet 

Das Plangebiet befindet sich im westlichen Bereich des Ortsteils Oberuhldingen im Bereich be-

stehender Sport- und Kleingartenanlagen, etwa 120 m westlich der Bundesstraße 31 bzw. der 

hier parallel verlaufenden Landesstraße 201 (Bodenseestraße). Das Plangebiet wird im Osten, 

Süden und Westen von bestehenden Schotterwegen begrenzt. Nordwestlich schließt eine Klein-

gartenanlage an; östlich und südlich befinden sich zwei Sportplätze, das Clubheim des FC Uhl-

dingen sowie (südwestlich) Tennisplätze. Weiter westlich schließen Ackerflächen an das Plange-

biet an (siehe Abbildung 2). 

Abbildung 2: Luftbild mit Plangebiet (rot), o. M.  

 

 

 

4.3 Umgebung 

Die Umgebung ist neben den Sport- und Kleingartenanlagen von der Lage zwischen Bodensee-

ufer/Mündungsbereich der Seefelder Aach im Westen und B 31/bestehender Siedlung im Osten 

geprägt. Im Nahbereich ist kleinflächig Bebauung vorhanden (zahlreiche Schuppen/Gartenhäu-

ser in den Kleingärten, Vereinsheim, Parkplatz sowie Container- und Fahrzeugstellplätze der pro-

visorischen Rettungswache); darüber hinaus bestehen großflächig begrünte Bereiche; insbeson-

dere die Obstbaumreihe östlich des Weges zwischen Plangebiet und Sportplatz ist prägend für 

das Gebiet. Etliche weitere Einzelgehölze bestehen im Bereich der Kleingärten. Weiter westlich 

werden die Blickbeziehungen von den Gehölzen vor dem Klärwerk Seefelden begrenzt. 

 

Sportplatz 
Kleingärten 

Vereinsheim 

Sportplatz 

Tennis- 
plätze 

B31 

Acker 
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4.4 Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg  

 

Abbildung 3: Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg, o. M. 

Der Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen kommt im Landesentwicklungsplan keine besondere Funk-

tion zu. Westlich der Gemeinde befindet sich mit der Stadt Überlingen ein Mittelzentrum, östlich 

folgt das Mehrfachzentrum Friedrichshafen, Ravensburg/Weingarten. Weiter südlich, jenseits des 

Bodensees, befindet sich die Stadt Konstanz, welche ebenfalls ein Oberzentrum darstellt. 

 

 

4.5 Regionalplan 

- § 1 Abs. 4 BauGB – Anpassungspflicht der Planung an die Ziele der Raumordnung 

Der Entwurf zur Gesamtfortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben in der 

Fassung des Satzungsbeschlusses der Verbandsversammlung am 25.06.2021 stellt in der 

Raumnutzungskarte im Bereich des Plangebiets keine regionalplanerischen Ziele dar. Weiter 

nördlich und westlich ist eine Grünzäsur (Vorranggebiet) sowie flächengleich ein Vorrangge-

biet für Naturschutz und Landschaftspflege dargestellt; südlich, östlich und nördlich der Be-

bauung von Oberuhldingen besteht die Darstellung eines regionalen Grünzugs (Vorrangge-

biet). Die genannten Vorranggebiete als Ziele der Raumordnung sind von der Planung nicht 

betroffen (siehe Abbildung 4). Die östlich liegende Verkehrstrasse (L 201, B 31) ist als Straße 

für den großräumigen Verkehr (Kategorie 1) dargestellt; im nördlichen Bereich mit einer ge-

planten Neutrassierung, im südlichen mit einem geplanten Ausbau. Auch diese Darstellung 

ist nicht vom Vorhaben betroffen. 

- § 1 Abs. 5 BauGB – Planungsleitlinien sollen u.a. die nachhaltige städtebauliche Ent-

wicklung in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen, die Sicherung einer 

menschenwürdigen Umwelt und der natürlichen Lebensgrundlagen einschließlich der 

Verantwortung für Klimaschutz und Klimaanpassung sein. Hierzu soll die städtebauli-

che Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. 

Die geplante Rettungswache ist in einem Bereich vorgesehen, für den ein rechtsverbindlicher 

Bebauungsplan gilt. Dieser lässt hier die Errichtung eines Parkplatzes mit eingrünenden Ge-

hölzpflanzungen zu. Durch die vorliegende Bebauungsplan-Änderung wird die bereits jetzt 
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für eine Bebauung vorgesehene Fläche lediglich in Bezug auf die Art und das Maß der bau-

lichen Nutzung geändert. Es handelt sich demnach nicht um die Neuüberplanung von Au-

ßenbereichsflächen. Da der Standort (neben den genannten planungsrechtlichen Aspekten) 

bereits durch bauliche Nutzungen im Umfeld und kleinflächig auch im Plangebiet vorbelastet 

ist, wird dem Gebot der Innenentwicklung Rechnung getragen. Die Lage des Standorts ist für 

die geplante Rettungswache insbesondere aufgrund der Nähe zur B 31 als wichtiger Verkehr-

sachse günstig, da im Rettungsfall ein schnelles Erreichen des Einsatzortes entscheidend ist 

(siehe auch den Punkt „Standortwahl“ in Kapitel 4.17). Zudem werden die unmittelbar be-

nachbarten Flächen am Zufahrtsweg bereits als provisorischer Standort genutzt; lärmbe-

dingte Konflikte mit angrenzenden Wohnnutzungen bestehen am gewählten Standort nicht. 

Das geplante Gebäude wird durch entsprechende Dämmung, durch die Nutzung erneuerba-

rer Energien (Photovoltaik) sowie durch Dachbegrünung und Gehölzpflanzungen Bereich der 

Freiflächen unter Berücksichtigung der Erfordernisse von Klimaschutz und Klimaanpassung 

geplant. 

- § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel) – sparsamer Umgang mit Grund und Boden, 

vor zusätzlicher Inanspruchnahme von Flächen für eine bauliche Nutzung ist Maßnah-

men der Innenentwicklung, wie Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung von Flä-

chen, der Vorrang zu geben. Besondere Begründungspflicht für die Umwandlung von 

landwirtschaftlich oder als Wald genutzten Flächen. Der Begründung sollen dabei Er-

mittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu 

denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nach-

verdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

In Bezug auf die Standortwahl wird auf den vorherigen Absatz sowie auf Kapitel 8.1 verwie-

sen. Land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen werden nicht in Anspruch genommen. 

Die Flächen dienen privaten Kleingärtnern zum Obst- und Gemüseanbau für den Eigenbe-

darf. Sie sind jedoch bereits jetzt bebaubar gemäß den Vorgaben des rechtsverbindlichen 

Bebauungsplans, der hier einen Parkplatz vorsieht. Die in Anspruch genommene Fläche ist 

mit 0,11 ha für die Gemeinbedarfsfläche sehr klein und wird durch die Festsetzung einer ho-

hen Grundflächenzahl bzw. Überschreitungsmöglichkeit bestmöglich ausgenutzt. Eine zu-

sätzliche verkehrliche Erschließung ist wegen der vorhandenen Zufahrt nicht erforderlich, so 

dass hierfür keine weitere Fläche verbraucht wird. Die unvermeidbaren Eingriffe in den Boden 

werden durch die Festsetzung einer extensiven Begrünung für das geplante Flachdach sowie 

durch die Verwendung teilversiegelter (wasserdurchlässiger) Beläge für Wege und Stell-

plätze minimiert. 
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Abbildung 4: Auszug aus der Gesamtfortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben – Entwurf zum Sat-
zungsbeschluss der Verbandsversammlung am 25.06.2021, Plangebiet schwarz, Karte o. M. [11] 

 

4.6 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan 2020 des Gemeindeverwaltungsverbands Meersburg (rechtswirksam 

seit 02.12.2011) stellt im Bereich des Plangebiets eine geplante Grünfläche mit der Zweckbestim-

mung „Sportplatz“ dar. Da die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht mit dieser Darstellung 

übereinstimmen, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der 

Berichtigung angepasst. 

 

Abbildung 5: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2020 des Gemeindeverwaltungsverbandes Meersburg in der Fas-
sung vom 17.11.2011, Plangebiet rot, Karte o. M. 
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4.7 Bestehende Bebauungspläne in Plangebiet und angrenzend 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 

„Sport- und Funpark“ in der Fassung vom 10.02.20215. Der Bebauungsplan setzt hier eine Ver-

kehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Parkplatz“ sowie randliche Grünflächen mit Ge-

hölz-Pflanzungen und Pflanzbindungen (Erhaltung bestehender Gehölze) fest. 

Die nordwestlich angrenzende, im Überschwemmungsgebiet liegende Kleingartenanlage bzw. 

die hier bestehenden Vegetationsstrukturen sind als zu erhalten festgesetzt. 

 

Abbildung 6: Auszug aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Sport- und Funpark“ vom 10.02.2015, Plangebiet rot, 
Karte o.M. 

 

4.8 Bebauungsplanverfahren 

Das Bebauungsplanverfahren wird gem. § 13a BauGB [1] für Bebauungspläne der Innenentwick-

lung im beschleunigten Verfahren durchgeführt. Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Maß-

nahme der Innenentwicklung. Das überplante Gebiet liegt im Geltungsbereich eines rechtsver-

bindlichen Bebauungsplans; dieser setzt hier einen Parkplatz fest, d.h. bereits jetzt ist im Plange-

biet eine Bebauung (in Form von Stellplätzen mit Zufahrt) zulässig. Das überplante Gebiet befin-

det sich im randlichen Siedlungsbereich von Uhldingen; im Umfeld ist bereits eine Bebauung in 

Form des Vereinsheims und zweier Mehrfamilienhäuser auf dem Grundstück einer ehemaligen 

Erwerbsgärtnerei im Süden sowie den baulichen Anlagen im Bereich der Kleingärten im Norden 

vorhanden. Der Eindruck vor Ort entspricht damit einem Siedlungsgebiet. 

Die zulässige Grundfläche wird deutlich unter 20.000 m² liegen (siehe Bebauungsplan). Somit 

kommt § 13a Abs. 1 Nr. 1 zur Anwendung. Eine überschlägige Prüfung gem. Anlage 2 BauGB ist 

demnach nicht erforderlich.  

Voraussetzung für das beschleunigte Verfahren ist jedoch der Nachweis, dass durch das Vorha-

ben nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Dies ist vorliegend nicht der Fall (Bau einer Rettungs-

wache mit einer maximalen Versiegelung von 987 m²). Außerdem dürfen keine Anhaltspunkte für 

eine Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes vorliegen (§ 13a Abs. 1 Satz 4 und 5). Das 

nächste Vogelschutzgebiet („Überlinger See des Bodensees“) liegt >200 m nordwestlich, das 

nächste FFH-Gebiet („Überlinger See und Bodenseeuferlandschaft“) beginnt etwa 380 m west-

lich. Beide Natura 2000-Gebiete sind von dem angrenzend an das bestehende Vereinsheim ge-

planten Gebäude weder direkt noch indirekt betroffen. 
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Weiterhin gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB. 

Demnach sind nachfolgende Angaben bzw. Untersuchungen nicht erforderlich 

- Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

- Umweltbericht nach § 2a BauGB 

- Angaben nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 

sind 

- Zusammenfassenden Erklärung nach § 10a BauGB 

- Monitoring nach § 4c BauGB 

Außerdem gelten gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB in den Fällen des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (Grundflä-

che unter 20.000 m²) Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten 

sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig. Ein Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG [2]) ist in der Regel 

nicht erforderlich. 

 

4.9 Übersicht über Schutzgebiete 

In der näheren Umgebung des Plangebietes liegen folgende Schutzgebiete und -objekte: 

Schutzgebiets-Nr. Name Entfernung / Betroffenheit  

Naturschutzgebiet (§ 23 BNatSchG) 

4.059 Seefelder Aachmündung westlich, ca. 380 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

Landschaftsschutzgebiet (§ 26 BNatSchG) 

4.35.031 Bodenseeufer nordwestlich, ca. 150 m Entfernung     

→ keine Betroffenheit 

Geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) 

1-8221-435-7772 Uferbewuchs Seefelder Aach zwi-

schen Oberuhldingen und NSG 

nordwestlich, ca. 150 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

1-8221-435-7774 Nasswiesenbrache 'In Alten' nördlich 

Kläranlage Uhldingen 

nordwestlich, ca. 200 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

1-8221-435-7770 Hecke 'Auen' bei der Kläranlage Un-

teruhldingen 

südwestlich, ca. 200 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

Vogelschutzgebiet (§ 32 BNatSchG) 

8220-404 Überlinger See des Bodensees nordwestlich, ca. 200 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

FFH-Gebiet (§ 32 BNatSchG) 

8220-342 Überlinger See und Bodenuferland-

schaft 
westlich, ca. 380 m Entfernung      

→ keine Betroffenheit 

 

Flächen des landesweiten Biotopverbunds und Wildtierkorridore sind vom Vorhaben nicht betrof-

fen. Die für den Biotopverbund feuchter Standorte wichtigen Flächen liegen weiter westlich im 

Bereich des Naturschutzgebiets „Seefelder Aachmündung“; die Bereiche, welche für den Bio-

topverbund mittlerer Standorte von Bedeutung sind (hier insbesondere Streuobstwiesen), liegen 

weiter südlich und nördlich. 
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Abbildung 7: Schutzgebiete und geschützte Biotope im Umkreis des Plangebietes (rot umkreist), o. M. [8] 

 

Wasser- und Quellenschutzgebiete werden durch das Vorhaben nicht berührt. Das Plangebiet 

befindet sich teilweise im Überflutungsbereich eines extremen Hochwasserereignisses der See-

felder Aach (HQextrem, [8]). Die genaue Abgrenzung ist dem zeichnerischen Teil zu entnehmen. 

Die geplante Bebauung ist aufgrund ihrer Höhenlage und weil keine Untergeschosse geplant 

sind, nicht von dem Überflutungsbereich betroffen. 

 

 

Abbildung 8: Überflutungsflächen im Bereich des Plangebietes (roter Kringel), o. M. [8]  
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4.10 Bestand/ Nutzungen 

Das Plangebiet befindet sich im westlichen Bereich des Ortsteils Oberuhldingen, etwa 120 m 

westlich der hier parallel verlaufenden Bundesstraße 31 und Landesstraße 201 (Bodensee-

straße). Das Gebiet befindet sich im südlichen Randbereich einer sich nach Nordwesten hin fort-

setzenden Kleingartenanlage. Östlich und südlich schließen Sportanlagen (Fußballfelder, Ver-

einsheim) an das Plangebiet an. Weiter westlich liegt die freie Landschaft, die hier von Ackerland 

geprägt wird. 

Das Plangebiet umfasst die Flächen des Gemeinschaftsgartens der nordwestlich anschließenden 

Kleingartenanlage etc. Der zu überplanende Randbereich der Kleingartenanlage besteht haupt-

sächlich aus Grabeland/Beeten, vergraster und nährstoffreicher Wiese, jungen Gehölzen, als 

Hochbeete umgebauten Paletten sowie aus randlich vorhandenen jungen Sträuchern und Ben-

jes-Hecken. Nördlich der zu überplanenden Fläche beginnen die in Nutzung befindliche Parzellen 

und somit die strukturreicheren Bereiche der Kleingartenanlage mit Gemüsebeeten, baulichen 

Anlagen (Schuppen, Gewächshaus, Lauben), Holzterrassen, Lagerflächen und Bäumen (Birke, 

Obstbäume wie Walnuss). 

 

Abbildung 9: Blick über das Plangebiet 

 

Abbildung 10: Blick von Südwesten über das Gebiet 

 
 

4.11 Erschließung 

Das Plangebiet ist über den südlichen Weg bereits an die Landesstraße 201 und die Bundes-

straße 31 im Osten angebunden. Diese Anbindung wird über die Festsetzung einer öffentlichen 

Verkehrsfläche planungsrechtlich gesichert. 

 

Abbildung 11: Zufahrt Plangebiet (Blick nach Osten) 

 

Abbildung 12: Zufahrt Gebiet (Blick nach Westen) 

 

4.12 Topografie 

Das Gebiet ist weitgehend eben und liegt etwa auf Höhe des Bodenseeufers (±399 m ü. NN). 

Kleinere Höhenunterschiede sind meist auf vorangegangene Geländegestaltungen für die Anlage 

von Wegen, Gartenflächen und Sportplätzen zurückzuführen. 
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4.13 Einbindung in das Landschaftsbild 

Das Plangebiet liegt im weiteren Bodenseeuferbereich innerhalb des Naturraums „Bodenseebe-

cken“. Der Bodensee beginnt rund 800 m weiter westlich. In einer Entfernung von etwa 150 m 

verläuft im Norden die Seefelder Aach, die in den Bodensee mündet. 

Das Plangebiet liegt zwar außerhalb des bebauten Siedlungsbereichs; das Umfeld ist jedoch 

dennoch stark von anthropogener – auch baulicher – Nutzung geprägt: Östlich und südlich liegen 

Sportanlagen, nordwestlich setzen sich die Kleingartenanlagen fort. Westlich beginnen Ackerflä-

chen (Mais), auf welche in einer Entfernung von etwa 200 m nach einem Gehölzband das Klär-

werk Seefelden folgt. An dieses schließt sich das Naturschutzgebiet „Seefelder Aachmündung“ 

an, welches die ausgedehnteste Flachwasserzone des Überlinger Sees umfasst. Die von der 

Seefelder Aach und ihren Altarmen durchquerten Feuchtflächen sind insbesondere von Uferröh-

richt, Silberweiden-Auwäldern und von kleinflächig damit verzahntem Hartholz-Auenwald ge-

prägt. Östlich – in Richtung Siedlung – schließen neben Ackerflächen auch Streuobstbestände 

an. 

Das Plangebiet wird im Osten, Süden und Westen durch Schotterwege begrenzt. An den östli-

chen Weg schließt sich – als Abgrenzung zum nachfolgenden Fußballplatz – eine Obstbaumreihe 

an. Durch die ebene Lage und die umliegenden Gehölze und Gebäude bestehen vom Plangebiet 

keine weiten Ausblicke. Teilweise sind die Flächen von der Landes- bzw. Bundesstraße im Osten 

aus einsehbar. Trotz der siedlungsfernen Lage kann das geplante Gebäude jedoch vergleichs-

weise gut eingebunden werden, da mit dem Sportlerheim und den Kleingärten bereits Bebauung 

vorhanden ist und die umliegenden Gehölze erhalten bleiben. 

 

 

4.14 Umweltbelange 

Das Bebauungsplanverfahren wird gem. § 13a BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung 

im beschleunigten Verfahren durchgeführt (zur genaueren Begründung siehe Kapitel 4.8). Daher 

gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB, wonach 

keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und kein Umweltbericht nach § 2a BauGB erforder-

lich ist. Nachfolgend werden die Umweltbelange in tabellarischer Form betrachtet. Der Bestands-

aufnahme für die einzelnen Schutzgüter wird dabei die prognostizierte Entwicklung bei Durchfüh-

rung der Planung gegenübergestellt. Zudem wird schutzgutbezogen auf die vorgesehenen Maß-

nahmen zur Vermeidung und Minimierung verwiesen, welche in Kapitel 4.18.1 genauer begründet 

werden. 

Außerdem gelten gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB in den Fällen des Abs. 1 Satz 2 Nr.  1 (Grund-

fläche unter 20.000 m²) Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten 

sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig. Ein Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG [2]) ist in der Regel 

nicht erforderlich. 
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4.15 Umweltbelange / Raum- und Konfliktanalyse  

4.15.1 Bestandsaufnahme, Umweltauswirkungen und Vorschläge zu Vermeidung und Minimierung 

Bestand und Beeinträchtigungen Umweltauswirkung Vermeidung/ Minimierung  

Geologie, Fläche und Boden 

Bestand 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 

Geodaten innerhalb der geologischen Einheit „holozänes Auensediment“. 

Hierbei handelt es sich um sandige bis tonige Schluffe und schluffige bis 

tonige Sande sowie – mit geringeren Anteilen – um Ton. Die Ablagerungen 

sind meist schwach kiesig und kalkfrei, humos und lokal anmoorig bis torfig 

[5]. Aus den Auenlehmen und -sanden hat sich ein kalkhaltiger brauner Au-

enboden, zum Teil mit Vergleyung im nahen Untergrund, entwickelt (Vega, 

Kartiereinheit U113). Bei diesem Bodentyp handelt es sich generell um einen 

sehr fruchtbaren Boden mit sehr hoher Bedeutung als Ausgleichskörper im 

Wasserkreislauf sowie hoher Bedeutung als Filter und Puffer für Schadstoffe 

[5]. 

Für das teilweise überplante Grundstück Fl.-Nr. 307 wird als Klassenzeichen 

lS II a 2 50/48 angegeben, d.h. es handelt sich um lehmige Sande mittlerer 

bis guter Zustandsstufe. Die Wärmestufe weist auf eine hohe durchschnittli-

che Jahrestemperatur (vorliegend >9 °C) hin; in Bezug auf die Wasserver-

hältnisse handelt es sich um eine frische bis feuchte Lage. Ausgehend vom 

Klassenzeichen ist die Bedeutung der anstehenden Böden als Ausgleichs-

körper im Wasserkreislauf als „hoch“ (3) einzustufen; die Bedeutung als Fil-

ter und Puffer sowie die natürliche Bodenfruchtbarkeit sind mit „mittel“ (2) zu 

bewerten. Als Standort für die natürliche Vegetation haben die Böden keine 

hohe oder sehr hohe Bedeutung. Moorböden oder Geotope sind nicht be-

troffen. 

Die Böden sind fast vollständig unversiegelt; nur im Bereich des Weges be-

steht eine teilweise Versiegelung (Schotter). 

Vorbelastungen 

• Regelmäßige Eingriffe in das natürliche Bodengefüge durch garten-

bauliche Nutzung (z.B. Umgraben)  

• Überplanung von etwa 

0,11 ha bisheriger Offenflä-

che (Gemeinschaftsgarten) 

sowie von etwa 0,01 ha Be-

standsweg 

• Nutzung bereits durch rechts-

verbindlichen Bebauungs-

plan überplanter Flächen (zu-

lässig ist bislang ein Park-

platz mit Begleitgrünflächen)  

• Mögliche Neuversiegelung 

maximal rund 1.000 m² 

• In diesen Bereichen vollstän-

diger Verlust bzw. starke Be-

einträchtigung aller Boden-

funktionen durch Teil-/Voll-

versiegelung  

• baubedingte Verdichtung → 

Veränderung/Beeinträchti-

gung des natürlichen Boden-

gefüges 

Teil- statt Vollversiegelung, 

Bodenschutz, u.a. (vgl. grün-

ordnerische Festsetzungen 

in Kapitel 4.18.1) 
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Wasser 

Bestand 

Grundwasser 

Das Plangebiet liegt innerhalb der hydrogeologischen Einheit „Altwasserab-

lagerung“. Hierbei handelt es sich um sandige bis tonige Schluffe und schluf-

fige bis tonige Sande sowie – mit geringeren Anteilen – um Ton [5]. Die Ab-

lagerungen entstanden im Überschwemmungsbereich von Vorläufer-Ge-

wässern der Seefelder Aach und stellen eine Deckschicht mit sehr geringer 

bis fehlender Porendurchlässigkeit dar. Unter den Altwasserablagerungen 

stehen eiszeitliche Schotter mit hoher Durchlässigkeit an (fluvioglaziale 

Kiese und Sande sowie Deckenschotter). Das derzeit im Plangebiet anfal-

lende Niederschlagswasser versickert breitflächig über die belebte Boden-

zone. 

Wasser- und Quellenschutzgebiete liegen nicht in räumlicher Nähe. 

 

Oberflächengewässer 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Oberflächengewässer. Etwa 

150 m weiter nördlich fließt die Seefelder Aach (Gewässer-ID 5500) als Ge-

wässer I. Ordnung dem Bodensee zu.  

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Überflutungsflächen des 

HQ10, HQ50 und HQ100. Der Überflutungsbereich eines extremen Hochwas-

serereignisses (HQextrem) ragt jedoch kleinflächig in das nördliche Plangebiet 

hinein. Der Wasserspiegel bei HQextrem liegt auf einer Höhe von 398,6 m 

ü. NN (Überflutungstiefe 0,2 m) [8]. Da der Anschluss an den vorhandenen 

Weg im Süden auf einer Höhe von 399 m ü. NN liegt und das Grundstück 

ausgehend von dieser Höhe befestigt bzw. bebaut wird, besteht für das Vor-

haben keine Überflutungsgefahr. Das geplante Gebäude wird nicht unterkel-

lert, sondern auf einer Bodenplatte errichtet. Kleinflächige Überflutungen 

nördlich des geplanten Gebäudes (Grünflächen, Sickermulde, Pflanzungen) 

im Falle eines extremen Hochwasserereignisses sind tolerierbar. 

• potenzielle Reduktion der 

Grundwasserneubildung 

durch Voll- und Teilversiege-

lung einer Gartenfläche auf 

einer Fläche von max. rund 

1.000m² 

• baubedingte Schadstoffein-

träge ins Grundwasser sind 

nicht zu erwarten, da keine 

Unterkellerung erfolgt und 

die Baugrube daher voraus-

sichtlich nicht in das Grund-

wasser reicht 

Schutz des Grundwassers 

durch Ausschluss unbe-

schichteter Bleche; weitest-

gehende Erhaltung der 

Grundwasserspeisung durch 

Verwendung wasserdurch-

lässiger Beläge und Anlage 

einer Sickermulde; Reduk-

tion von Abflussspitzen/Filte-

rung des Regenwassers 

über eine belebte Boden-

zone durch Dachbegrünung 

(vgl. grünordnerische Fest-

setzungen in Kapitel 4.18.1) 
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Vorbelastungen 

• Versiegelung durch kleinflächig bestehende Bebauung (Vereins-

heim, Schuppen/ Gartenhäuschen, Parkplatz usw.)  

 

Klima/ Luft 

Bestand 

Dem Klimaatlas Baden-Württemberg [7] ist für das Plangebiet eine mittlere 

Jahrestemperatur von 9,1 °C bis 9,5 °C und ein durchschnittlicher 

Jahresniederschlag von 851-900 mm zu entnehmen. 

Das Plangebiet ist von gartenbaulicher Nutzung geprägt. Die im Gebiet und 

angrenzend daran vorkommenden Einzelsträucher und -bäume wirken als 

Luftfilter und tragen durch ihren Schattenwurf und ihre Transpiration zur Ab-

kühlung und Luftbefeuchtung bei. Auf den benachbarten großflächigen 

Sportplätzen kann sich Kaltluft bilden. Aufgrund der ebenen Geländelage 

staut sich diese an den Ufergehölzen der Seefelder Aach im Norden bzw. 

am Siedlungsrand im Osten. 

In der Klimaanalysekarte [12] ist über den gesamten Sportanlagen ein Kalt-

luftstaubereich an Siedlungsrändern, im Norden auch an Waldrändern (Ge-

hölze entlang der Seefelder Aach) dargestellt. Zudem verläuft über die Sport-

anlagen hinweg ein intensiver Kaltluftstrom von den höher gelegenen Berei-

chen östlich von Uhldingen in Richtung Bodensee im Westen. Der Bereich 

der Kleingärten ist als locker bebaute Siedlungsfläche dargestellt (Abbildung 

13).  

• Verlust einzelner kleiner 

Sträucher; die Bäume blei-

ben jedoch erhalten 

• Aufgrund der Kleinflächigkeit 

der geplanten Bebauung und 

der Vermeidungs- und Mini-

mierungsmaßnahmen vo-

raussichtlich keine spürbare 

Erhöhung der lokalen Tem-

peraturen   

Beschattung (Kühlung), Luft-

befeuchtung und Luftfilterung 

durch Erhaltung der vorhan-

denen Bäume und Neupflan-

zung von Sträuchern; Reduk-

tion von Aufheizeffekten 

durch extensive Dachbegrü-

nung sowie Verwendung 

wasserdurchlässiger Beläge 

(vgl. grünordnerische Fest-

setzungen in Kapitel 4.18.1) 
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Abbildung 13: Ausschnitt Klimaanalysekarte, Klimafibel Bodensee-Oberschwaben, Plangebiet 
rot, o. M.  [12] 

Aufgrund der Lage in der freien Landschaft mit großen Grünflächen sowie 

einzelnen Gehölzen kommt dem Bereich insgesamt eine mittlere Bedeutung 

für das Schutzgut zu. 

Vorbelastungen 

• kleinflächig bestehende Bebauung (Vereinsheim, Schuppen/ Gar-

tenhäuschen, Parkplatz usw.)  

 

 

 

Arten, Biotope und Biotopdiversität 

Bestand 

Flora 

• Verlust einer natur- und ar-

tenschutzfachlich wenig 

hochwertigen Fläche, die 

Vermeidung von Beeinträch-

tigungen geschützter Arten 

durch Baufeldfreimachung 
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Der zu überplanende Randbereich der Kleingartenanlage besteht haupt-

sächlich aus Grabeland/Beeten, vergraster und nährstoffreicher Wiese, jun-

gen Gehölzen, als Hochbeete umgebauten Paletten sowie aus randlich vor-

handenen jungen Sträuchern und Benjes-Hecken. Letztere sind noch jung 

und ohne Aufwuchs. Da einige Bereiche ungenutzt sind, kommen auch Ru-

deralpflanzen vor. 

Am westlichen und nordwestlichen Rand sowie nördlich des Plangebietes 

befinden sich mehrere Bäume (eine ältere Birke, drei ältere Walnussbäume 

und mehrere Obstbäume, v.a. Kirsche und Apfel). Die Kirsche am Westrand 

weist eine kleinere Astabbruchhöhle in ca. 2 m Höhe auf (siehe Bericht zur 

artenschutzrechtlichen Relevanzbegehung vom 10.11.2022 [9]). 

Nördlich der zu überplanenden Fläche beginnen die in Nutzung befindliche 

Parzellen und somit die strukturreicheren Bereiche der Kleingartenanlage 

mit Gemüsebeeten, baulichen Anlagen (Schuppen, Gewächshaus, Lauben), 

Holzterrassen, Lagerflächen und Baumbestand. 

Fauna 

Das Plangebiet weist aufgrund mangelnder bzw. zu kleiner und junger Ge-

hölzstrukturen kein Bruthabitat für Zweig- und Höhlenbrüter auf. Die Benjes-

Hecke ist noch nicht weit genug entwickelt, um als Brutplatz Potenzial zu 

haben, allenthalben für ubiquitäre Bodenbrüter wie Zilpzalp und Rotkehl-

chen. Für Wiesenbrüter wie Kiebitz und Feldlerche ist das Gebiet wegen der 

zahlreichen Vertikalstrukturen (Kulisseneffekte) nicht als Bruthabitat geeig-

net. Zudem weist der zu überplanende Bereich aufgrund mangelnder geeig-

neter Gehölzstrukturen keine Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse auf. [9] 

Die im Plangebiet vorkommenden Strukturen werden sicherlich von unemp-

findlicheren Vogelarten oder auch von Fledermäusen mit zur Nahrungssu-

che genutzt. Bei den strukturreicheren Parzellen nördlich des Plangebietes 

und der Obstbaumreihe östlich des Plangebietes ist jedoch von einem höhe-

ren Insektenvorkommen auszugehen und somit von einem besseren Nah-

rungshabitat. In diesen Bereichen sind auch Singwarten und Brutmöglichkei-

ten sowie Fledermausquartiere (in Baumhöhlen) möglich.  

Die an der nördlichen Grenze des Plangebietes vorkommenden kleinteiligen 

Strukturen (z.B. Paletten) weisen bedingt Potenzial für Zauneidechsen auf.  

vorwiegend für die Nah-

rungssuche genutzt wird 

• kein Verlust von Bäumen – 

diese bleiben erhalten und 

werden während der Bau-

maßnahme durch geeignete 

Baumschutzmaßnahmen ge-

sichert 

• Die nördlich in den Kleingär-

ten vorhandenen Ansitz-, 

Nist- und Nahrungsmöglich-

keiten werden nicht beein-

trächtigt. 

• Im Gebiet möglicherweise 

vorkommende ubiquitäre Ar-

ten haben ausreichend Aus-

weichmöglichkeiten. 

• Um die Bedeutung des Plan-

gebietes für planungsrele-

vante Reptilienarten wie die 

Zauneidechse feststellen zu 

können und sicherzustellen, 

dass die Zugriffsverbote 

gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG 

nicht verletzt werden, wird 

das Gebiet im Rahmen von 3 

Begehungen im Frühjahr 

2023 (je nach Witterung 

Ende März bis etwa Ende 

Mai) näher untersucht. 

außerhalb Vegetationsperi-

ode; Erhaltung potenzieller 

Brutstätten durch Sicherung 

der Bestandsbäume; Schaf-

fung von Ersatzlebensräu-

men durch Neupflanzung 

von Sträuchern und exten-

sive Dachbegrünung; Ver-

meidung von Schadwirkun-

gen auf nachtaktive Insekten 

durch Vorgaben zur Außen-

beleuchtung; Sicherung der 

Nahrungsgrundlage durch 

Verwendung heimischer Ge-

hölzarten (vgl. grünordneri-

sche Festsetzungen in Kapi-

tel 4.18.1) 



1. Änderung des Bebauungsplans „Sport- und Funpark“ und örtliche Bauvorschriften 
Begründung 

17/33 

Bestand und Beeinträchtigungen Umweltauswirkung Vermeidung/ Minimierung  

Für Details zur artenschutzrechtlichen Einschätzung wird auf den entspre-

chenden Bericht verwiesen [9]. 

Vorbelastungen 

• Störungen durch die umliegenden Nutzungen (Verkehr, Beleuch-

tung der Sportanlagen/des Parkplatzes)  

• regelmäßige Eingriffe durch die gartenbauliche Nutzung (insbeson-

dere Beete) 

 

Landschaft 

Bestand 

Das Gebiet liegt im Naturraum des Bodenseebeckens in der weiteren Ufer-

zone des Bodensees. Das Seeufer liegt rund 800 m weiter westlich. Etwa 

150 m weiter nördlich verläuft die Seefelder Aach, die in den Bodensee mün-

det. Das Plangebiet liegt damit auch im weiteren Mündungsbereich dieses 

Fließgewässers und war ursprünglich von Auenwäldern geprägt. Heute do-

minieren Einrichtungen der Erholungsnutzung: Im Osten und Süden Sport-

anlagen (Fußballplätze, Vereinsheim, Tennisplätze, Zufahrt/Stellplätze), im 

Plangebiet sowie im nordwestlichen Anschluss Kleingartenanlagen. West-

lich schließt sich die freie Landschaft an, die unmittelbar angrenzend von 

Ackerbau geprägt wird. Im weiteren Umfeld finden sich zudem Streuobstwie-

sen, eine Kläranlage sowie weiter westlich naturnahe Feuchtflächen im Mün-

dungsbereich (Röhricht, Auwald usw.). Das Plangebiet wirkt nutzungsbe-

dingt noch wie ein Teil der östlich liegenden Siedlungsflächen, ist jedoch 

deutlich stärker durch Wiesen, Rasenflächen und Gehölze durchgrünt. Das 

Relief ist weitgehend eben. Das Gebiet ist teilweise von den östlich verlau-

fenden Verkehrswegen einsehbar; teilweise wird es jedoch durch beste-

hende Bebauung und Gehölze abgeschirmt. Das eigentliche Plangebiet so-

wie die Kleingärten sind sehr strukturreich; die Sportanlagen sind mit Blick 

auf das Landschaftsbild aufgrund ihrer Großflächigkeit und Strukturarmut als 

Vorbelastung anzusehen. 

Vorbelastungen 

• monotoner Eindruck der großen Rasenfelder und des Ackers 

• Baubedingte Beeinträchti-

gung durch Baustellenein-

richtung sowie evtl. Boden-

auf-/-abtrag, Staubemissio-

nen u.a.  

→ temporäre Störung des 

Landschaftserlebens 

• Vergrößerung des Gebäude-

bestandes außerhalb des 

engeren Siedlungskörpers 

Einbindung der neuen Be-

bauung in die Landschaft 

durch Erhaltung von Be-

standsbäumen, Neupflan-

zung von Sträuchern, exten-

sive Dachbegrünung; Ver-

meidung von nächtlichen 

Aufhellungseffekten durch 

Vorgaben zur Außenbe-

leuchtung (vgl. grünordneri-

sche Festsetzungen in Kapi-

tel 4.18.1) 
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Mensch, Bevölkerung, Gesundheit und Erholung 

Das Plangebiet liegt im Bereich bestehender Sport- und Kleingartenanlagen 

und ist daher für die Freizeitnutzung und Erholung von Bedeutung. Derzeit 

wird es als Gemeinschaftsgarten genutzt. Westlich grenzen Ackerflächen an. 

Lärmeinwirkungen können auf das Gebiet temporär durch die Nutzung der 

Sportanlagen (Fußball, Tennis, An-/Abfahrtsverkehr) sowie dauerhaft durch 

die Verkehrslärmemissionen der unweit östlich liegenden Landesstraße 201 

und Bundesstraße 31 einwirken. Derzeit bestehen keine Nutzungskonflikte. 

Vorbelastungen 

• Lärmeinwirkungen durch Verkehrs- und ggf. Sportlärm 

• potenzielle Staub-, Geruchs- und Lärmeinwirkungen durch westlich 

angrenzende ackerbaulich genutzte Flächen  

 

• baubedingte Beeinträchti-

gung durch Baustellenein-

richtung sowie evtl. Boden-

auf-/-abtrag, Staubemissio-

nen u.a., jedoch keine dauer-

hafte Verschlechterung der 

Luftqualität oder Erholungs-

funktion zu erwarten 

• verbesserte Versorgungssi-

tuation in Bezug auf den Ret-

tungsdienst 

Erhaltung von Bestandsbäu-

men, Neupflanzung von 

Sträuchern, u.a. (vgl. grün-

ordnerische Festsetzungen 

in Kapitel 4.18.1) 

Kultur- und Sachgüter 

Kulturdenkmale, archäologischen Fundstellen oder Bodendenkmale aus 

dem Plangebiet oder seiner Umgebung sind nach bisherigem Kenntnisstand 

nicht bekannt.  

Vorbelastungen 

-- 

--  Hinweis auf § 20 DSchG 
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4.16 Umweltbelange / Schallschutz 

Von der Rettungswache selbst sind aufgrund der Abstände zu den nächstgelegenen Wohnnut-

zungen östlich der Bundesstraße keine unzulässigen Geräuscheinwirkungen zu erwarten. 

Schallschutztechnische relevant für die Wohnbebauung ist die Einfahrt mit Notsignal (Martins-

horn) auf die Landesstraße. 

Zu ermitteln ist zum einen mit welcher Häufigkeit das Notsignal bei der Einfahrt der Rettungs-

wagen auf die Landesstraße eingesetzt wird. Und zum anderen mit welchen Immissionen bei 

der Nutzung des Notsignals an den östlich, noch durch die Bundesstraße B 31 getrennten, ge-

legenen Wohngebäuden zu rechnen ist. Die nächstgelegenen Gebäude befinden sich gemäß 

Flächennutzungsplan in einer gemischten Baufläche. Es gelten die Immissionsrichtwerte der 

TA Lärm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) von tagsüber/nachts 60/45 dB(A). 

Einzelne Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) 

und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten.  

In den letzten Jahren fanden gemäß Einsatzplänen pro Tag 3 – 6 Einsätze statt, davon ca. 20 

% während der Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr). Mit Martinshorn fahren ca. 40 % aller Rettungs-

wagen auf die Landesstraße.  

Der Schallleistungspegel eines Martinshorns beträgt maximal 135 dB(A). Setzt man diesen Pe-

gel als Spitzenpegel an, so treten an den nächstgelegenen Einwirkorten im östlich liegenden 

Wohngebiet Spitzenpegel von bis zu 94 dB(A) auf. Damit wird der zulässige Spitzenpegel der 

TA Lärm tagsüber um bis zu 4 dB(A) und nachts um bis zu 29 dB(A) überschritten.  

Bei Einsätzen können und sollen jedoch die üblichen immissionsschutzrechtlichen Kriterien 

nicht herangezogen werden. Gemäß Ziffer 7.1 „Ausnahmeregelungen für Notsituationen“ der 

TA Lärm dürfen die Immissionsrichtwerte überschritten werden, soweit es u.a. zur Abwehr von 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist.  

Es sollte jedoch im Rahmen der Einsätze entsprechend der Verkehrssituation sowie der Aus-

fahrtssituation auf den Gebrauch des Martinshorns, wenn möglich, verzichtet werden. Dies wird 

derzeit bereits berücksichtigt. Das Martinshorn wird nur angeschaltet, wenn es aufgrund der 

Verkehrssituation notwendig ist. 

Im Urteil des OVG NRW vom 06.03.2006 – 7D92/04.NE wird folgendes ausgeführt: „Hinzu 

kommt, dass das Geräusch des Martinshorns bei einer Einsatzfahrt – anders als bei stationären 

Anlagen – nur kurzfristig während der in aller Regel zügigen Vorbeifahrt des Einsatzfahrzeuges 

auftritt. Das ein Betroffener in (unmittelbarer) Nachbarschaft einer Feuer- und Rettungswache 

wohnt, erhöht – nicht anders als etwa die Nachbarschaft eines Krankenhauses oder einer Poli-

zeidienststelle – zwar im gewissen Umfang die Wahrscheinlichkeit, dass Einsatzfahrten mit dem 

Martinshorn wahrgenommen werden müssen. Dies ist jedoch in einem funktionierenden Ge-

meinwesen unvermeidlich und – wie hier – jedenfalls dann dem sozial-adäquat hinzunehmen-

den Beeinträchtigungsrisiko zuzuordnen, wenn im Übrigen alles nach dem Stand der Technik 

Mögliche dafür getan ist, dass sich dieses Risiko nur in einer möglichst geringen Zahl von Fällen 

tatsächlich verwirklicht und zu einer Beeinträchtigung führt.“ 

Anzumerken ist auch, dass durch die derzeit bestehende Interimslösung der Rettungswache 

bereits jetzt dieselbe Ausfahrt auf die Landesstraße genutzt wird wie nach Umsetzung der Ret-

tungswache. Deshalb sind keine höheren Belastungen oder Lärmemissionen als bisher zu er-

warten. Gerade nachts wird das Einsatzhorn in der Regel nur dann genutzt, wenn es notwendig 

ist, um freie Bahn zu schaffen. Wenn Straße und Einmündungsbereich frei sind, wird nur das 

Blaulicht eingesetzt.  

 

4.17 Planung / Standortwahl 

Zur Umsetzung der Planung wurden im Laufe der vergangenen Jahre mehrere Standorte ge-

prüft. Zunächst war geplant am Feuerwehrhaus oder an einem angrenzenden Obstbaugrund-

stück eine Lösung zu schaffen. Aufgrund der Platzbedürfnisse der Feuerwehr und der Grund-

stückseigentümer des landwirtschaftlichen Grundstückes schied dieser Standort jedoch aus. Im 

zweiten Schritt war geplant die Rettungswache auf dem Gelände der alten Gärtnerei einzurich-

ten. Der Gemeinderat von Uhldingen-Mühlhofen hat sich jedoch in der Abwägung unterschied-

licher Nutzungsansprüche dagegen ausgesprochen, da auf diesem Grundstück bereits eine 

Wohnbebauung geplant ist. 
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Im nächsten Schritt wurde ein Grundstück an der „Uhldinger Spinne“ geprüft, das jedoch durch 

das Regierungspräsidium Tübingen abgelehnt wurde. Zeitgleich führte die Johanniter-Unfall-

Hilfe e.V. intensive Gespräche mit dem Hause Baden. Es war geplant eine landwirtschaftliche 

Fläche am nördlichen Siedlungsrand von Oberuhldingen (unmittelbar nördlich der Tüfinger 

Straße) umzuwandeln und dort sowohl den Bauhof als auch Mitarbeiterunterkünfte für landwirt-

schaftliche Arbeiter und die Rettungswache unterzubringen. Nach langer technischer Planung 

sowie nach entsprechender Änderung des Flächennutzungsplans im Jahr 2019 wurde klar, 

dass durch die ungünstigen topografischen Verhältnisse die Grundstücke nicht im vertretbaren 

Rahmen bebaut werden können. 

Im nächsten Schritt kaufte die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen ein südlich der Tüfinger Straße 

liegendes Grundstück für die gemeinsame Bebauung durch den Bauhof und die Rettungswache 

der Johanniter. Nach langer Planungsphase (einschließlich erneuter Änderung des Flächennut-

zungsplans im Jahr 2020) zerschlug sich auch diese Lösung, da planungstechnisch keine aus-

reichende Zu- und Abfahrt geschaffen werden konnte. 

Als vorläufigen Schlusspunkt konnte die Johanniter-Unfall-Hilfe eine Interimsrettungswache an 

der Zufahrt zum vorliegenden Plangebiet errichten. Dieses Grundstück bzw. das nun überplante 

unmittelbar benachbarte Grundstück sind in Bezug auf die verkehrliche Lage ideal gelegen. 

Durch den vorhandenen Anschluss an die nahegelegene B 31 sind die Anfahrtswege zu den 

Einsatzstellen sehr schnell und sicher zu erreichen. Da durch die Interimslösung derzeit schon 

dieselbe Ausfahrt auf die Straße genutzt, wird wie auch bei Umsetzung der Planung, ergeben 

sich keine Änderungen in Bezug auf Lärmemissionen. 

Alle Standorte wurden gutachterlich geprüft und wären allein in Bezug auf ihre Lage umsetzbar 

gewesen. Aufgrund der o.g. Hindernisse an den zunächst verfolgten Standorten, entschied sich 

die Gemeinde letztendlich zur Umsetzung in unmittelbarer Nähe des derzeit in Nutzung befind-

lichen provisorischen Standorts.  

 

4.18 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

4.18.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 

Im Plangebiet ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der 

Zweckbestimmung „Rettungswache“ festgesetzt. Auf der Fläche sind die Errichtung einer Ret-

tungswache sowie der ihr dienenden Anlagen und Nutzungen zulässig. Dadurch werden die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für das geplante Vorhaben geschaffen und gleichzeitig 

andere, zweckfremde Nutzungen verhindert. 

 

Maß der baulichen Nutzung 

• Grundflächenzahl (GRZ) 

Für die Gemeinbedarfsfläche ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,7 festgesetzt, die mit 

Garagen, Stellplätzen, Zufahrten, anderen befestigten Flächen, Nebenanlagen und unter-

irdischen baulichen Anlagen und Bauteilen höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 

0,9 überschritten werden darf. Die vergleichsweise hohe GRZ und ihre Überschreitungs-

möglichkeit gewährleisten eine möglichst effiziente Ausnutzung des eng um das geplante 

Vorhaben herum abgegrenzten Plangebietes. 

• Höhe baulicher Anlagen/Zahl der zulässigen Vollgeschosse 

Es sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. Die Gesamthöhe des Gebäudes wird auf 

409,00 m ü.  NN begrenzt, um die vertikale Ausdehnung des Gebäudes sinnvoll einzu-

schränken und gleichzeitig jedoch das geplante Vorhaben zu ermöglichen. Mit den festge-

setzten Einschränkungen der Gebäudehöhe sollen Eingriffe in das Orts- und Landschafts-

bild vermieden werden. 

• Bauweise 

Es ist eine offene Bauweise festgesetzt, um ausreichenden gestalterischen Freiraum für 

das geplante Vorhaben zu garantieren.  
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Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird von Baugrenzen definiert, die sich an dem konkreten 

Vorhaben orientieren. Die Baugrenzen sind so dimensioniert, dass den Bauherren noch etwas 

gestalterischer Freiraum bleibt. Innerhalb der Baugrenzen kann der genaue Gebäudestandort 

unter Beachtung der gesetzlichen Abstandsflächen nach Landesbauordnung Baden-Württem-

berg von den Bauherren frei gewählt werden. 

 

Flächen für Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen in den privaten Grundstücken 

Die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Nebenanlagen, Garagen (ebenso Tiefgaragen und Car-

ports) sowie nicht überdachte Stellplätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB sind ausschließlich in-

nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Dies gewährleistet, dass auf dem 

Grundstück ausreichend große Flächen für die Versickerung und Begrünung verbleiben. 

Verkehrsflächen 

Der südlich angrenzende vorhandene Weg (Teil der Fl.-Nr. 310/1) ist entsprechend den Eintra-

gungen im zeichnerischen Teil als Verkehrsfläche festgesetzt, um die bestehende Anbindung 

an die Landesstraße 201 im Osten zu sichern. 

Behandlung von Niederschlagswasser 

Das auf den Dach- und Hofflächen anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser ist – so-

weit es nicht bereits über die Dachbegrünung und die wasserdurchlässigen Beläge versickert 

bzw. verdunstet – in die Sickermulde abzuleiten, die im nördlichen Plangebiet festgesetzt bzw. 

anzulegen ist. Hier ist es über eine mind. 30 cm mächtige belebte Bodenzone so weit wie mög-

lich zu versickern. Durch die teilweise Bepflanzung der Mulde mit Sträuchern wird die Leistungs-

fähigkeit der Mulde erhöht (zusätzliche Verdunstungseffekte). Der Notüberlauf ist in den öffent-

lichen Kanal einzuleiten. Dadurch ist eine ordnungsgemäße Entwässerung gewährleistet. 

Verwendung wasserdurchlässiger Beläge 

Wege und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, um die Bodenversie-

gelung zu reduzieren und die Bodenfunktionen zumindest teilweise aufrechtzuerhalten. Die ver-

langsamte Versickerung über die wasserdurchlässigen Beläge sorgt für einen zusätzlichen Ver-

dunstungseffekt, der sich positiv auf das Kleinklima auswirkt. Durch die Versickerung von Nie-

derschlagswasser bereits auf den Wege- und Stellplatzflächen reduziert sich zudem die in die 

Sickermulde und – bei Nutzung des Notüberlaufs – in die Kanalisation einzuleitende Wasser-

menge. 

Ausschluss unbeschichteter Bleche 

Für Dachdeckungen sowie Dachrinnen zulässiger Nebengebäude sind Oberflächen aus Kupfer, 

Zink oder Blei unzulässig. Hierdurch werden negative Auswirkungen auf das Grundwasser 

durch Schadstoffeinträge reduziert. 

Verwendung einer insektenschonenden Außenbeleuchtung 

Für die Außenbeleuchtung sind umweltverträgliche, insektenschonende Leuchtmittel zu ver-

wenden. Hierdurch werden negative Auswirkungen auf nachtaktive Insekten (v.a. durch Lock-

wirkung) minimiert. Die verringerte Lichtabstrahlung reduziert auch mögliche Beeinträchtigun-

gen von nachtaktiven Vögeln durch Störungen ihrer Orientierung sowie von Fledermäusen, für 

welche die Insekten eine wichtige Nahrungsgrundlage darstellen. Zudem werden nächtliche 

Lichtemissionen in die freie Landschaft minimiert und so die Möglichkeit für Naturerfahrungen 

(z.B. Beobachtung Sternenhimmel) erhalten. 

 

Installationspflicht und Reflektionsgrad von Photovoltaikmodulen 

Um die Nutzung erneuerbarer Energien zu fördern, sind auf mindestens 30% der Dachfläche 

von Hauptgebäuden Photovoltaikanlagen zu errichten. Zur Erleichterung der Umsetzung kann 

die Gesamterrichtungsfläche im Sinne der Festsetzung auch durch Errichtung von Photovolta-

ikanlagen auf Nebengebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen auf demselben Grundstück 

sowie an der Außenfassade des Hauptgebäudes erbracht werden. 
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Durch die Verwendung reflexionsarmer Photovoltaikanlagen reduzieren sich mögliche Beein-

trächtigungen gewässergebundener Insekten (Lockwirkung durch Verwechslung der Module 

mit einer Wasserfläche). 

Extensive Dachbegrünung 

Flachdächer sowie Pultdächer bis zu einer Dachneigung von 10° sind auf mind. 12cm Substrat-

schicht so zu begrünen, dass dauerhaft eine geschlossene Vegetationsfläche gewährleistet ist. 

Diese Festsetzung dient dazu, den Wasserrückhalt zu erhöhen und Niederschlagswasser-Ab-

flussspitzen zu mindern. Gleichzeitig trägt die Begrünung durch Staubfilterung, Luftbefeuchtung 

und die Reduktion innerörtlicher Aufheizungseffekte zu einer Verbesserung der kleinklimati-

schen Verhältnisse bei. Zudem werden durch Gründächer zusätzliche Lebensräume für Klein-

lebewesen (z.B. Insekten) geschaffen, was der Artenvielfalt im Gebiet zugutekommt. 

Pflanzgebot von Gehölzen auf der Gemeinbedarfsfläche 

Zusätzlich zur Erhaltung der im westlichen und nördlichen Randbereich vorkommenden Bäume 
sind entlang der nördlichen Grundstücksgrenze heimische Sträucher zu pflanzen, welche das 
Gebiet in Richtung der Kleingärten eingrünen und für eine Strukturanreicherung der Freiflächen 
sorgen. 

Erhaltungsgebot 

Die beiden Bäume, die im westlichen Randbereich innerhalb des Geltungsbereichs (aber au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche) stehen, sind aufgrund ihres aktuellen bzw. – bei 

dem Jungbaum – potenziellen Lebensraumwertes sowie zur Eingrünung der neuen Bebauung 

dauerhaft zu erhalten. Auch die knapp außerhalb des Geltungsbereichs stehenden Bäume im 

Norden werden erhalten. Sie sind während der Baumaßnahme durch geeignete Baumschutz-

maßnahmen vor Verdichtungen und Verletzungen im Kronen- und/oder Wurzelbereich zu 

schützen. 

 

4.18.2 Örtliche Bauvorschriften 

Dachform und Dachneigung 

Die örtlichen Bauvorschriften treffen ausschließlich Regelungen für die Gestaltung der Dach-

landschaft. Zulässig sind Flachdächer mit einer Dachneigung zwischen 0° und 3° sowie Pultdä-

cher mit einer Neigung bis zu 10°. Diese Dachformen ermöglichen eine Begrünung der Dach-

flächen und begrenzen die Gebäudehöhe auf das für die Nutzung erforderliche Maß.  

 

 

4.19 Flächenbilanz 

 Fläche in ha Anteil in % 

Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-

bestimmung „Rettungswache“ 

0,11 91,7 

Öffentliche Verkehrsfläche 0,01 8,3 

Gesamt 0,12 100 
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Anhang / Pflanzlisten 

Feuerbrandgefährdeten Arten dürfen nicht verwendet werden. 

Auf die Einhaltung des Nachbarrechtsgesetzes wird verwiesen. 

Laubbäume 1. + 2. + 3. Ordnung für Pflanzungen entlang der Zufahrten, 

im Bereich von Stellplätzen und für Grünflächen 
 

Botanischer Name Deutscher Name 

Acer campestre Feld-Ahorn 

Acer platanoides Spitz-Ahorn 

Alnus glutinosa Schwarz-Erle 

Carpinus betulus Hainbuche 

Prunus avium Vogel-Kirsche 

Quercus robur Stiel-Eiche 
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Sträucher für freiwachsende Hecken und Gehölzgruppen 
 

Botanischer Name Deutscher Name 

Acer campestre Feldahorn 

Cornus mas Kornelkirsche 

Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel 

Corylus avellana Hasel 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare Liguster 

Lonicera xylosteum Gewöhnliche Heckenkirsche 

Malus sylvestris Holz-Apfel 

Prunus spinosa Schlehe, Schwarzdorn 

Rosa canina Hunds-Rose 

Rosa gallica Essig-Rose 

Rosa glauca Hecht-Rose 

Rosa majalis Zimt-Rose 

Rosa rubiginosa Wein-Rose 

Salix caprea Sal-Weide 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 

 

 

Gehölze für Schnitthecken 
 

Botanischer Name Deutscher Name 

Acer campestre Feldahorn 

Buxus sempervirens Buchs 

Carpinus betulus Hainbuche 

Cornus mas Kornelkirsche 

Ligustrum vulgare Liguster 
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Anhang / Fotodokumentation 

 

  

 

 

 

 

  

 


